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(2) Verzugszuschläge gemäß § 2 Abs. 1 bzw. Stun- 
dungszinsen gemäß § 4 Abs. 4 werden bei wirtschaftslei­
tenden Organen und VEB, die den örtlichen Räten un­
terstehen, durch die für die Zahlungspflichtigen zustän­
digen örtlichen Räte berechnet und erhoben. Sie werden

•im Haushalt des jeweiligen örtlichen Rates verein­
nahmt. Die örtlichen Räte regeln das Verfahren der 
Erhebung von Verzugszuschlägen und Stundungszin­
sen auf der Grundlage dieser Anordnung in eigener 
Verantwortung.

(3) Die wirtschaftsleitenden Organe, die Wirtschafts­
räte der Bezirke und die volkseigenen Kombinate sind 
verpflichtet, bei Verletzung der Zahiungsdisziplin durch 
die ihnen unterstehenden VEB Verzugszuschläge zu be­
rechnen und zu erheben. Sie regeln das Verfahren der 
Erhebung von Verzugszuschlägen und Stundungszinsen 
auf der Grundlage dieser Anordnung in einer entspre­
chenden Ordnung.

(4) Verzugszuschläge gemäß § 2 Abs. 2 werden durch 
die Staatliche Finanzrevision berechnet und erhoben.

§ 6

Verzugszuschläge bei verspäteter Abführung

a) von Steuern,
b) der Beiträge zur Sozialversicherung und der Un­

fallumlage einschließlich der damit verbundenen 
Verrechnung des Kindergeldzuschlages, des Ehe­
gattenzuschlages und der Barleistungen der So­
zialversicherung — FDGB —,

c) der Mehrerlöse und Kalkulationsdifferenzen auf 
Grund der Rechtsvorschriften,

d) sonstiger finanzieller Verpflichtungen,

die an die Abteilungen Finanzen der örtlichen Räte 
zu leisten sind, sind auch weiterhin nach der Verord­
nung vom 19. Januar 1961 über die Erhebung von Zu­
schlägen und Stundungszirisen für Steuern, Verbrauchs­
abgaben, Beiträge zur Sozialpflichtversicherung und an­
dere Abführungen — Zuschlagsverordnung — (GBl. II 
Nr. 9 S. 39) zu erheben.

§7
(1) Diese Anordnung tritt am 1. September 1972 in 

Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) Anordnung vom 30. März 1961 über die Erhebung 

von Verzugszuschlägen und Stundungszinsen für 
finanzielle Verpflichtungen gegenüber dem Staats­
haushalt (GBl. II Nr. 26 S. 151),

b) Anordnung vom 19. Januar 1965 über die Erhe­
bung von Verzugszuschlägen (GBl. II Nr. 19 S. 145),

c) Anordnung vom 19. Juni 1965 über die Erhebung 
von Verzugszuschlägen im Bereich der volkseige­
nen Land- und Forstwirtschaft (GBl. III Nr. 16 
S. 79),

d) Anordnung vom 7. August 1965 über die Erhe­
bung von Verzugszuschlägen im Bereich des Pro­
duktionsmittelhandels (GBl. III Nr. 21 S. 107),

e) Anordnung vom 27. August 1965 über die Erhe­
bung von Verzugszuschlägen im Bereich des Kon­
sumgüterbinnenhandels (GBl. II Nr. 90 S. 659).

Berlin, den 13. Juli 1972

Der Minister der Finanzen
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